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Einbruch in 

Geschäftsräume – 
wer zahlt was? 
 
Einbrecher schrecken nicht 
vor Einbrüchen in Ge-
schäftsräume zurück und 
hinterlassen meistens 
Schäden an der Einrich-
tung und am Gebäude. Die 
Frage, wer für welchen 
Schaden bezahlt, ist oft 
strittig. 

Grundsätzlich hat der 
Vermieter das Mietobjekt 
in gebrauchstauglichen 
Zustand zu erhalten und 
muss deshalb für Schäden 
an Türen, Fenster und 
sonstigen baulichen Ein-
richtungen aufkommen. 
Für alle vom Mieter selber 
eingebauten Gegenstände 
muss der Mieter selber be-
zahlen. 

Hat der Geschäftsmieter 
eine Einbruchversicherung 
abgeschlossen, die auch 
Gebäudeschäden abdeckt, 
verlangen Vermieter oft, 
dass die Versicherung des 
Mieters zahlt. Streng ge-
nommen darf der Mieter 
dafür nicht zur Kasse ge-
beten werden, weil der 
Vermieter für die Gebäu-
deschäden haftet. Ausser-
dem kennen viele Versi-
cherungen ein Bonussys-
tem und Selbstbehalt. Der 
Vermieter müsste dem 
Mieter zumindest den Bo-
nusverlust bzw. den 
Selbstbehalt ersetzen. 

Das Abwälzen von kleine-
ren Schäden auf dem Mie-

ter mit dem Argument der 
Prozentklausel ist nicht zu-
lässig. Sobald ein Fach-
mann für die Reparatur 
aufgeboten werden muss, 
handelt es sich nicht mehr 
um kleinen Unterhalt und 
der Vermieter muss be-
zahlen. 

Kann dem Mieter Nachläs-
sigkeit nachgewiesen wer-
den, in dem er z.B. Türen 
nicht korrekt abgeschlos-
sen hat oder Fenster offen 
standen, kann der Vermie-
ter Schadenersatz verlan-
gen. 

Werden Schäden nach ei-
nem Einbruch vom Ver-
mieter nicht zeitnah beho-
ben, sollte der Mieter den 
Vermieter zur Behebung 
auffordern. Nützt dies 
nichts, ist der Mietzins 
beim Gericht zu hinterle-
gen bis die Schäden beho-
ben wurden. (Quelle: Ver-
band der Geschäftsmieter) 

 

 

 
 
 

Plattform für Per-
sonenfreizügigkeit 
 
Der Bund hat eine neue 
Plattform aufgeschaltet, 
die zahlreiche Informatio-

nen, Kontakte und Down-
loads zur Personenfreizü-
gigkeit zwischen der 
Schweiz und den EU-/ 
EFTA-Ländern enthält: 
www.personenfreizuegigke

it.admin.ch ���� 
 
 

E-Mails ohne Signa-

tur stellen (auch) 
Urkunden dar 
 
Gemäss dem Strafgesetz-
buch gelten als Urkunden 
Schriften, die bestimmt 
und geeignet sind, eine 
Tatsache von rechtlicher 
Bedeutung zu beweisen 
und die ihren Aussteller 
erkennen lassen. Aufzeich-
nungen auf Bild- oder Da-
tenträger sind gleich-
gestellt, wenn sie demsel-
ben Zweck dienen. 

Anerkannt ist, dass E-Mails 
jedenfalls dann Urkunden 
darstellen, wenn sie beim 
Empfänger ausgedruckt 
werden, d.h., wenn die 
Daten sichtbar gemacht 
werden, sofern der Aus-
steller erkennbar ist. Ge-
druckte E-Mails werden 
somit vom Tatbestand der 
Urkundenfälschung er-
fasst.  

Wie das Bundesgericht in 
seiner aktuellen Recht-
sprechung festhält, gilt 
dies auch für E-Mails, die 
noch nicht gedruckt wor-
den sind und die keine 
Signatur enthalten.  

Eine Verfälschung des 
noch nicht gedruckten E-
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Mails zur Täuschung im 
Rechtsverkehr und dessen 
Weiterversenden an einen 
Empfänger stellen eine Ur-
kundenfälschung dar. Die 
Erkennbarkeit des Ausstel-
lers ergibt sich zum Einen 
aus dem Absender und 
dem Inhalt des E-Mails, 
sowie der Tatsache, dass 
ein E-Mail auf dem persön-
lichen E-Mail-Account ge-
speichert wird, welcher 
auch durch ein Passwort 
geschützt ist.  

Das Bundesgericht aner-
kennt, dass E-Mails heute 
im normalen Geschäfts-
verkehr weit verbreitet 
sind. Dadurch ergibt sich 
die Beweiseignung und 
Beweisbestimmung eines 
E-Mails. Eine elektronische 
Signatur, die die Authenti-
zität des Absenders bestä-
tigt, ist nicht erforderlich. 
(Quelle: BGE 

6B_103/2012 vom 

22.10.2012) ���� 
 
 

Vereinsbeschlüsse 

sind nichtig, wenn 
ein unzuständiges 

Organ eingeladen 
hat 
  
Das Bundesgericht hat in 
einem neueren Urteil bes-
tätigt, dass Vereinsbe-
schlüsse nichtig sind, 
wenn die Einladung zu der 
Vereinsversammlung von 
irgendeinem unzuständi-
gen Organ ausgegangen 
ist. Das Gericht erklärt 
weiter, dass keine be-
schlussfähige Versamm-
lung zustande kommt, 
wenn eine nicht zustän-
dige Person oder ein 

nicht zuständiges Organ 

eingeladen hat.  
 
Eine Einladung, die vom 
Präsidenten und nicht vom 

Vorstand ausgegangen ist, 
ist deshalb nichtig. (Quel-
le: BGE 5A_205/2013 vom 

16.8.2013) ���� 

 
 

 
 
 

Gesetzliche 
Verschärfung bei 

Grundstücken mit 
Altlasten 
 
Seit dem 1. November 
2013 gelten neue Rege-
lungen zu den Altlasten 
bei Grundstücken. 

Bis zum November war die 
Übernahme der Kosten für 
die Untersuchung, Über-
wachung und Sanierung 
von belasteten Standorten 
im Umweltschutzgesetz 
(USG) geregelt. Gemäss 
dessen hatte der Verursa-
cher die Kosten zu tragen. 
Kostenanteile von Verur-
sachern, die nicht ermittelt 
werden konnten oder die 
zahlungsunfähig waren, 
mussten die Gemeinwesen 
tragen. So war es in der 
Praxis schwierig, die Kos-
ten auf die Verursacher zu 
überwälzen, weil sich Un-
ternehmer ihrer Verant-
wortung dadurch entzogen 
haben, dass sie die nicht 
belasteten Grundstücke 
übertrugen und die be-
lasteten Grundstücke in 
eine unterkapitalisierte 
Gesellschaft einbrachten. 
Die Folge war, dass das 
Gemeinwesen die Kosten 
zu tragen hatte. 

Gemäss der neuen Rege-
lung des USG gilt Folgen-
des:  

Die Behörde kann vom 
Verursacher frühzeitig eine 
Sicherheit verlangen, die 
die Deckung seines vor-
aussichtlichen Anteils an 
den Kosten für Untersu-
chung, Überwachung und 
Sanierung in geeigneter 
Form sicherstellt.  

Es besteht eine Bewilli-

gungspflicht für die Ver-
äusserung oder Teilung 
von Grundstücken, die im 
Kataster der belasteten 
Standorte eingetragen 
sind. 
 
Die Sicherstellungs- und 
Bewilligungspflicht werden 
vor allem im Rahmen von 
Grundstückverkäufen und 
Parzellierungen Auswir-
kungen haben. ���� 
 
 

 
 
 

Ende der Sonder-
massnahmen bei 

Kurzarbeit 
 

Wegen der Wirtschaftskri-
se hatte der Bundesrat 
Sondermassnahmen be-
schlossen, die für Unter-
nehmen mit Kurzarbeit Er-
leichterungen brachten. 
Diese Sondermassnahmen 
laufen Ende 2013 aus. Ab 
dem 1. Januar 2014 gilt 
wieder Folgendes: 

•••• maximale Bezugsdauer 
12 Monate statt 18 Mo-
nate 

•••• im 1.-6. Bezugsmonat 



je zwei Karenztage, ab 
7. Bezugsmonat jeweils 
drei Karenztage statt 
ein Karenztag pro Mo-
nat. ���� 

 
 

 

 
 

Alkoholkonsum im 

Unternehmen 
regeln 
 
Jedes Unternehmen kann 
den Genuss von Alkohol 
am Arbeitsplatz einschrän-
ken oder gar ganz verbie-
ten. Auch betriebliche 
Apéros muss der Arbeitge-
ber nicht dulden, er kann 
sie durch ein Betriebsreg-
lement verbieten.  

Das bedeutet aber nicht, 
dass der Arbeitgeber ein-
seitig per Weisungsrecht 
für jeden Mitarbeitenden 
eine Nullpromillegrenze 
vorschreiben darf. Wäh-
rend der Mittagspause Al-
kohol zu konsumieren, ist 
selbst bei einem betriebli-
chen Alkoholverbot gestat-
tet, solange die Arbeits-
leistung dadurch nicht be-
einträchtigt wird. 

Sobald aber die vollständi-
ge Aufmerksamkeit von 
Mitarbeitenden zwingend 
ist, wie etwa bei Kranfüh-
rern oder Chauffeuren, 

darf das Unternehmen ei-
ne Nulltoleranz verfügen. 
Aus Sicherheitsgründen ist 
es erlaubt, das Trinken 
von Alkohol während der 
Pause und für die Zeit di-
rekt vor dem Arbeitsantritt 
zu untersagen. 

Zu beachten ist, dass ein 
Arbeitgeber, der einen 
Mitarbeiter bewusst «be-
rauscht» arbeiten lässt, 
nicht alle notwendigen Un-
fallverhütungs-Massnah-
men getroffen hat und da-
her gegen das Unfallversi-
cherungsgesetz verstösst. 

Trifft der Arbeitsgeber auf 
einen «betrunkenen» Mit-
arbeiter, schickt er ihn am 
besten sofort nach Hause. 
Der Mitarbeiter kann nicht 
zum Blut- und oder Atem-
proben gezwungen wer-
den, ausser er arbeitet in 
einem sensitiven Bereich 
und die Proben sind im Be-
triebsreglement definiert. 

Die SUVA hat zahlreiche 
Mustervorlagen und –
präsentationen zum The-
ma Alkoholkonsum am Ar-
beitsplatz auf ihrer Web-
seite publiziert: 
www.suva.ch ���� 
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